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Die kürzlich in deutschen Medien erschienene Dokumentation "Auserwählt und ausgegrenzt - Der Hass auf 
Juden in Europa“ zeigt einmal mehr auf schockierende Art und Weise, dass antisemitische Vorfälle auch in der 
heutigen Zeit keine Seltenheit sind. Die Dokumentation verdeutlicht, dass Dutzende, staatlich subventionierte 
Nichtregierungsorganisationen antiisraelische Propaganda betreiben und Spendengelder zweckentfremden. 
Gelder, die für humanitäre Hilfe in Palästina gesammelt werden, landen zudem unmittelbar bei der 
Terrororganisation Hamas. Auf nationaler Ebene wurde zu diesem Thema bereits ein politischer Vorstoss an den 
Bundesrat überwiesen. Öffentliche Schweizer Gelder, welche direkt oder indirekt für die 
Entwicklungszusammenarbeit eingesetzt werden, sollen nicht mehr gesprochen werden dürfen, wenn die 
unterstützten Nichtregierungsorganisationen in rassistische, antisemitische und hetzerische Aktionen verwickelt 
sind. In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um Antworten zu folgenden Fragen: 

1. Werden pro-palästinensische Nichtregierungsorganisationen vom Kanton Basel-Stadt finanziell 
unterstützt? Wenn ja in welchem Umfang?  

2. Fliessen weitere kantonale Gelder durch die Entwicklungshilfe nach Palästina? 

3. Wie stellt der Kanton sicher, dass die in Frage 1 und 2 erwähnten Gelder nicht für antiisraelische Zwecke 
eingesetzt werden? 

4. Bemerkt der Regierungsrat auch im Kanton Basel-Stadt eine Zunahme von Judenfeindlichkeit und 
Antizionismus?  
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